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[bookmark: VLGBeschlText__START__26094]I. Die Anfrage lautet:

Die Diskussion der letzten Monate um eine weitere Stärkung der Bürgerbeteiligung in Bremerhaven – auch über den gesetzlichen vorgesehenen Rahmen hinaus – hat gezeigt, dass dieses ein wichtiges Anliegen der Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung ist. 

Die Erfahrung aus dem Beteiligungsverfahren zum Thema „Klimastadt Bremerhaven“ im Januar 2012 hat allerdings gezeigt, dass es bislang noch nicht gelungen ist, ausreichend Transparenz zu schaffen und ein Vertrauensverhältnis zwischen der Bürgerschaft, Verwaltung und Politik aufzubauen, die eine erfolgsversprechende Umsetzung eines solchen Vorhabens ermöglicht.

Eine entsprechende Beteiligungskultur und damit eine mitgestaltende Bürgerbeteiligung an kommunalen Planungs- und Entscheidungsprozessen kann nur erreicht werden, wenn eine verantwortungsvolle Koordinierung und Kooperation im Magistrat erfolgt. 


Wir fragen den Magistrat:

1. Bestehen für die Stadtverwaltung und den städtischen Eigenbetrieben kommunale Leitlinien oder ein gemeinsames Leitbild zur Bürgerbeteiligung? Wenn nicht: Wie wird die Notwendigkeit beurteilt, derartige Grundsätze zu erarbeiten? 

2. Welche konkreten Maßnahmen sind im Bereich der Bürgerbeteiligung und zur Umsetzung eines Leitbildes kurz- und mittelfristig geplant? 

3. Welche generellen Konzepte gibt es, um das Internet für die Information und Beteiligung von Bürgern stärker zu nutzen und auf dem Stand der Entwicklungen zu halten?  

4. Wie bewertet der Magistrat das durchgeführte Verfahren der Bürgerbefragung zur „Klimastadt Bremerhaven“ und welche Vorstellungen zur Verbesserung dieser Möglichkeit der Bürgerbeteiligung bestehen auf Seiten des Magistrats?

5. Welche Daten liegen zur Online Bürgerbefragung in diesem Bereich, insbesondere in Bezug auf die Beteiligung, an der Zahl der eingereichten Anregungen und Vorschläge und deren Umsetzung (z. B. Einführung einer Straßenbahn), vor? Wie werden diese Daten von Seiten des Magistrats bewertet?

6. Welche Vorstellungen / Ideen bestehen auf Seiten des Magistrats, wie die Planungen, Durchführungen und Bewertungen von Bürgerbeteiligungsverfahren verbessert werden können?

7. Wie werden die Mitarbeiter/innen für Beteiligungsprojekte qualifiziert und wie erfolgt hier ein fachlicher Austausch über die Dezernatsgrenzen und Hierarchieebenen hinaus? 

8. Wie bewertet der Magistrat den bisherigen Verständigungsprozess in der Stadtverordnetenversammlung über Formen und Projekte der Bürgerbeteiligung?

9. Wie steht der Magistrat zu der Idee, zur Weiterentwicklung und zum Ausbau der Bürgerbeteiligung in der Stadt Bremerhaven verwaltungsseitig eine Arbeitsgruppe einzusetzen?

10. Welche Partizipative Verfahren kann sich der Magistrat bei der Aufstellung von Bebauungsplänen, Rahmenplänen und anderen zentralen Entscheidungen im Bereich Stadtentwicklung zusätzlich zu den rechtlich notwendigen Verfahren vorstellen?	


II. Der Magistrat hat am 31.10.2012 beschlossen, die obige Anfrage wie folgt zu beantworten:
zu 1.
Derzeit bestehen für die Stadtverwaltung und die städtischen Eigenbetriebe keine kommunalen Leitlinien bzw. kein gemeinsames Leitbild zur Bürgerbeteiligung.
Der Magistrat spricht sich dafür aus, die Kultur der Bürgerbeteiligung auf allen Ebenen zu fördern. 
Der Magistrat weist daraufhin, dass bereits heute in der Stadt Bremerhaven wichtige Bürgerbeteiligungsprozesse bestehen. So gibt es seit Ende 2008 das kommunale Programm „Wohnen in Nachbarschaften“ (WiN), das derzeit mit einem finanziellen Volumen von jährlich 450.000 € ausgestattet ist. Hier wird unter Mitwirkung und Mitverantwortung der Bürgerinnen und Bürger über die Verwendung lokaler Budgets zur Gestaltung der unmittelbaren Lebensumgebung entschieden.
Die Bewohnerinnen und Bewohner Bremerhavens sind an der detaillierten Verbesserung ihrer Quartiere mindestens so interessiert wie an der „großen“ Stadtpolitik. Daher findet eine wichtige Beteiligungskultur bereits heute in der Einbeziehung der Stadtteilkonferenzen bei wichtigen stadtteilbezogenen Vorhaben statt. Diese bewährte Form der Bürgerbeteiligung gilt es weiter zu stärken im Sinne eines demokratischen und sozial nachhaltigen Zusammenlebens.

zu 2.
Der Magistrat strebt an, grundsätzlich Spielräume für neue Formen der bürgerschaftlichen Selbstorganisation zu ermöglichen, vorstellbar wären dabei: selbst organisierte Arbeitskreise zur Stadtteilentwicklung, Runde Tische, lokale Foren der Moderation und Beratschlagung, Nachbarschaftsvereinbarungen zur Lösung von Konflikten. Auch sog. „Planungskonferenzen“, bei denen Verwaltung, lokale Politik, Bürgerinnen und Bürger in einen gemeinsamen Dialog eintreten, können zentrale Elemente eines neuen Selbstverständnisses sein. 
Die Erarbeitung von Stadtteilkonzepten und die erfolgreich erprobten Einwohnerversammlungen im Rahmen von WiN beschreiben weitere Handlungsfelder zur Stärkung des Gemeinwesens. Mit der Anerkennung und Unterstützung dieser und ähnlicher Organisationsformen kann der Versuch gelingen, Bürgerbelange mit der öffentlichen Verwaltung und nichtöffentlichen Interessen in konstruktive Kooperationen zum Wohle der Stadt zu verbinden.

zu 3.
Es gibt das generelle Ziel, auch das Internet für die Information und Beteiligung der Bürger stärker zu nutzen. Bereits im Rahmen des letzten Relaunches der bremerhaven.de wurden Komponenten für die Beteiligung der Bürger berücksichtigt (z.B. Berichte und Artikel können kommentiert und/oder bewertet werden, Gästebuch und Rubrikenpaten, die auch direkt angesprochen werden können). Zu bestimmten Fragestellungen werden spezielle Online-Bürgerbefragungen organisiert (siehe Frage 4). Neben dem reinen (schwarz-weiß gestalteten) Informationsbereich einschließlich zahlreicher Online-Formulare wurde bewusst ein abwechslungsreicher und mit Videos und Bildern versehener (bunter) Bereich geschaffen, der stets aktuelle Berichte über die wichtigsten Ereignisse in der Stadt Bremerhaven lebendig darstellt. Um den Stand der Entwicklungen zu halten, werden alle zwei Jahre online-Umfragen zur Zufriedenheit der bremerhaven.de durchgeführt. 

zu 4.
Das Dezernat für Umwelt beurteilt das Verfahren der Online-Befragung als aufwendig, das Befragungsergebnis als eingeschränkt aussagekräftig und bewertete diese Möglichkeit der Bürgerbeteiligung als bedingt durchführbar. Der Arbeitsaufwand für den Entwurf und die Auswertung der Befragung ist hoch. Er ist jedoch grundsätzlich handhabbar, sofern entsprechendes Personal und eine geeignete Materialausstattung zur Verfügung stehen. 
Die Frage, wie die Beteiligung in den repräsentativen Bereichen erhöht werden könnte, wurde allseitig mit der Forderung nach einer intensivierten Berichterstattung in der Presse beantwortet. Seitens des Umweltdezernates wird deshalb innerhalb des Magistrats kein Verbesserungsbedarf für diese Form der Bürgerbeteiligung gesehen, der in einem vertretbaren Kosten-Nutzen-Verhältnis stünde. 

zu 5.
Die Online-Befragung „Klimastadt Bremerhaven“ wurde in zwei Schritten als Ideensammlung und anschließende Prioritätenwahl der Ideen durchgeführt. Die Befragung begann am 18. Januar 2012 mit einer öffentlichen Auftaktveranstaltung und endete am 22. Mai 2012 mit der öffentlichen Vorstellung der Prioritätenliste als Ergebnis der Befragung. Zentrales Anliegen war es, mit Hilfe der Online-Umfrage a posteriori herauszufinden, welche Vorstellungen zum Profil einer Klimastadt in der Stadtgesellschaft existieren.
Insgesamt 466 eingereichte Beiträge wurden in einem induktiven Verfahren zunächst thematisch gebündelt. Anschließend wurden aus den Themenbündeln Hypothesen über Klimastadteigenschaften abgeleitet. Diese Hypothesen standen online zur Stimmabgabe. Durch die Stimmabgabe priorisierten die Teilnehmer die Hypothesen. Eine dem Hypothesenangebot online hinterlegte Filterfunktion ermöglichte es, den Wortlaut der Einzelbeiträge den zur Abstimmung stehenden Hypothesen zuzuordnen. Damit wurde auf indirektem Wege die Priorisierung konkreter Maßnahmenvorschläge ermöglicht.
Die Online-Befragung wurde vom ifib: Institut für Informationsmanagement Bremen, unter der Leitung von Herrn Prof. Dr. Kubicek und Herrn Cimander, technisch vorbereitet und betreut, wissenschaftlich begleitet und unter demoskopischen Fragestellungen untersucht und dokumentiert. 
Die von ifib durchgeführte Begleituntersuchung zur Online-Umfrage zeigt, dass jeweils etwa drei Viertel der Stimmabgebenden mindestens die Hochschulreife erreicht hatten und männlichen Geschlechts waren. Diese Zusammensetzung repräsentiert nicht den Bremerhavener Bevölkerungsdurchschnitt. Daher ist anzunehmen, dass die Ergebnisse der Online-Befragung ebenfalls kein repräsentatives Meinungsbild der Einwohner Bremerhavens zur Klimastadt widerspiegeln. Auch der Beteiligungsumfang von 257 bestätigten Teilnehmern reicht nicht für ein repräsentatives Meinungsbild, wird jedoch von ifib als vergleichsweise hohe Beteiligung eingeschätzt. Die Vorschläge und Kommentare waren nahezu vollumfänglich konstruktiv.
In der Begleituntersuchung des ifib zur Online-Befragung „Klimastadt Bremerhaven“ sind Häufigkeiten der Logfiles, der eingegangen Vorschläge und Kommentare, der zur Abstimmung gestellten Hypothesen, der abgegebenen Stimmen, relative Häufigkeiten der Erwartungen der Teilnehmer an die Umfrage, sowie des Bezugs zum Beteiligungsverfahren, der Geschlechterverteilung und des Ausbildungsabschlusses, wie auch letztlich der Altersdurchschnitt abgebildet. Die Bewertung dieser Daten durch den Magistrat ist unter Frage 4 beantwortet worden.
Die eingereichten Vorschläge überschneiden oder decken sich in Teilen mit politischer Beschlusslage und sind daher bereits in Umsetzung oder werden noch umgesetzt.

zu 6.
Der Magistrat ist davon überzeugt, dass die frühzeitige Einbeziehung der Bürgerinnern und Bürger bei der Planung wichtiger Projekte zu einer Verbesserung von Bürgerbeteiligungsverfahren führt. 
Neben Transparenz und Offenheit ist darüber hinaus ein einfacher Zugang für die betroffenen bzw. angesprochenen Zielgruppen ein entscheidender Faktor für eine erfolgreiche Durchführung entsprechender Verfahren. Dies gilt für Präsenzveranstaltungen (barrierefreie und mit ÖPNV erreichbare Veranstaltungsräume, arbeitnehmerfreundliche Uhrzeiten, keine terminlichen Überschneidungen mit wichtigen Ereignissen etc.) ebenso wie für Online-Konsultationen (möglichst keine Registrierungspflicht).
Für den Magistrat stellt die Partizipation 2.0 ein weiteres Mittel der Beteiligung dar. Anders als bei bisherigen Bürgerbeteiligungsverfahren meint Partizipation 2.0 eine Beteiligung, die nicht von oben initiiert wird, sondern vom Bürger ausgeht. Ideen der Bürger können über das Internet (aber auch in bisheriger Form über das Ideen- und Beschwerdemanagement) direkt an die Stadtverwaltung bzw. Politik herangetragen werden. 
Um Unzufriedenheit bei den Bürgerinnen und Bürgern von vornherein zu vermeiden, muss bei der Durchführung eines Bürgerbeteiligungsverfahrens klar unterschieden werden, ob Anregungen und neuen Ideen gewonnen werden sollen, um bestimmte Vorhaben oder Planungen inhaltlich auszugestalten und zu verbessern. Oder ob ein Meinungsbild oder eine Prioritätenbildung zu vorgegebenen Ideen und Vorschlägen eingeholt werden soll, um die Akzeptanz bestimmter Vorhaben besser vorzubereiten bzw. abschätzen zu können.

zu 7.
Bei zahlreichen Projekten beispielsweise des Stadtplanungsamtes, des Gartenbauamtes, des Amtes für Jugend, Familie und Frauen und des Wirtschaftsbetriebs Seestadt Immobilien kam es bisher zu vielfältigen Beteiligungsverfahren. Zu diesem Thema besteht bei den o. g. Ämtern ein sich mit den Jahren herausgebildetes Erfahrungswissen, welches stetig weiterentwickelt wird.
Das Amt für Jugend, Familie und Frauen stellte 2012 zum dritten Mal in Kooperation mit der Jugendbildungsstätte Lidice-Haus/Bremen eine Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu Moderatorinnen und Moderatoren im Bereich von Kinder- und Jugendbeteiligung sicher. Bei der letzten Ausbildung der Moderatorinnen und Moderatoren war die Kinderbeauftragte der Stadt Bremerhaven ebenfalls als Referentin eingesetzt. Darüber hinaus wirkt die Kinderbeauftragte der Stadt insbesondere in dem Bereich der Kinder- und Jugendbeteiligung koordinierend mit.
An Qualifizierungen für Beteiligungsprojekte haben darüber hinaus Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, des Gartenbauamtes sowie des Wirtschaftsbetriebs Seestadt Immobilien teilgenommen.
In der Regel erfolgt ein anlassbezogener Austausch zwischen verschiedenen Verwaltungseinheiten bei projektbezogener Zusammenarbeit. So z. B. bei den Projekten Pausenhof Lehe, Neubau des Heidjermarkts oder der Spielleitplanung Geestemünde.

zu 8.
Die Änderungen in der Verfassung für die Stadt Bremerhaven bezüglich der Regelungen für Einwohneranträge, Bürgerbegehren, Bürgerentscheide etc. sowie die Ergänzungen der Geschäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung um Bestimmungen der Anfrage in der Fragestunde sowie zur Einwohnerfragestunde stellen nach Auffassung des Magistrats erste wichtige Schritte hin zu mehr Offenheit und Transparenz und damit zu mehr Bürgerbeteiligung in Bremerhaven dar.


zu 9.
Der Magistrat steht der Idee, zur Weiterentwicklung und zum Ausbau der Bürgerbeteiligung verwaltungsseitig eine Arbeitsgruppe einzusetzen, positiv gegenüber.

zu 10.
Die Bauverwaltung hat auf Wunsch der Koalition SPD / Bündnis 90/Die Grünen zusätzlich zu den rechtlich vorgegebenen Beteiligungsschritten bei der Bauleitplanung einen Erörterungstermin nach dem Vorbild von Planfeststellungsverfahren eingeführt. Der Erörterungstermin wird nur bei Verfahren von großer Bedeutung durchgeführt. Über die Bedeutung entscheidet die StVV im Rahmen des Aufstellungsbeschlusses. Mehrfach-Erörterungen bei Planverfahren, die sowohl Fachplanungsrecht als auch Bauleitplanung umfassen, sollen vermieden werden. Von der Erörterung wird ein Protokoll  angefertigt, das dem Bau- und Umweltausschuss zusammen mit den Unterlagen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung zur Entscheidung vorgelegt wird. 







Grantz
Oberbürgermeister
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